
Sachgebiet 5/1/10 Abschiebungsverbot, Abschiebungshindernis

Normen AufenthG § 60 Abs. 5
AufenthG § 60 Abs. 7 Satz 1
EMRK Art. 8

Schlagworte Abschiebungsverbot
zielstaatsbezogene Abschiebungshindernisse
inlandsbezogene Vollstreckungshindernisse
Achtung des Familienlebens
Existenzminimum

Leitsatz

1. In § 60 Abs. 5 AufenthG wird auf die Europäische Konvention zum Schutz der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten vom 04.November 1950 (EMRK) lediglich insoweit
verwiesen, als sich aus ihr Abschiebungsverbote ergeben, die in Gefahren begründet liegen, 
welche dem Ausländer im Zielstaat der Abschiebung drohen. Hindernisse, die einer 
Vollstreckung der Ausreisepflicht entgegenstehen, weil andernfalls ein geschütztes Rechtsgut 
im Bundesgebiet (hier: Achtung des Familienlebens nach Art. 8 EMRK) verletzt würde, fallen 
nicht unter § 60 Abs. 5 AuslG; solche inlandsbezogenen Vollstreckungshindernisse sind nicht 
vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge im Asylverfahren, sondern von den 
Ausländerbehörden zu berücksichtigen (im Anschluss an BVerwG, Urteil vom 11.11.1997 - 9
C 13.96 - BVerwGE 105, 322 zu § 53 Abs. 4 AuslG 1990).

2. Die Frage, ob ein minderjähriger Familienangehöriger eines bleibeberechtigten Ausländers 
im Falle einer alleinigen Rückkehr ins Heimatland einer extremen allgemeinen Gefahrenlage 
im Hinblick auf ein fehlendes Existenzminimum ausgesetzt ist, ist allein von der 
Ausländerbehörde im aufenthaltsrechtlichen Verfahren zu prüfen; ein Anspruch auf 
Feststellung eines Abschiebungsverbots nach § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG besteht von 
vornherein nicht (im Anschluss an BVerwG, Urteil vom 21.09.1999 - 9 C 12.99 - BVerwGE 
109, 305).
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A 2 S 1995/12

VERWALTUNGSGERICHTSHOF
BADEN-WÜRTTEMBERG

Im Namen des Volkes 
Urteil 

   
In der Verwaltungsrechtssache

1.

2.

- Kläger -
- Berufungsbeklagte -

prozessbevollmächtigt:

- zu 1, 2 -

gegen

Bundesrepublik Deutschland,
vertreten durch den Bundesminister des Innern,
dieser vertreten durch den Leiter des Bundesamtes für 
Migration und Flüchtlinge,
Frankenstraße 210, 90461 Nürnberg, 

- Beklagte -
- Berufungsklägerin -

wegen Asyl
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hat der 2. Senat des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Württemberg durch den 
Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgerichtshof Rieger, den Richter am 
Verwaltungsgerichtshof Morlock und den Richter am Verwaltungsgerichtshof 
Dr. Haller ohne mündliche Verhandlung vom 13. Dezember 2012

für Recht erkannt:

Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Verwaltungsgerichts Stutt-
gart vom 04. Juli 2012 - A 2 K 3665/11 - geändert, soweit der Klage der Klä-
ger (frühere Kläger zu 2 und 3) stattgegeben wurde. Die Klagen (der früheren 
Kläger zu 2 und 3) werden abgewiesen. 

Die Kläger (frühere Kläger zu 2 und 3) tragen von den Kosten des Verfahrens 
im ersten Rechtszug die auf ihr Verfahren entfallenden Kosten insgesamt so-
wie die Kosten des Verfahrens im zweiten Rechtszug.

Die Revision wird nicht zugelassen. 

Tatbestand

Die 2006 und 2008 geborenen - minderjährigen - Kläger (frühere Kläger zu 2

und 3) und ihre 1973 geborene Mutter (frühere Klägerin zu 1) reisten am 

05.09.2011 auf dem Landweg in die Bundesrepublik Deutschland ein und be-

antragten am 14.09.2011 ihre Anerkennung als Asylberechtigte. Die Kläger 

sind irakische Staatsangehörige mit arabischer Volks- und yezidischer Religi-

onszugehörigkeit. 

Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge - im Folgenden: Bundesamt -

lehnte mit Bescheid vom 04.10.2011 den Antrag der Kläger und ihrer Mutter 

auf Anerkennung als Asylberechtigte ab, stellte fest, dass die Voraussetzun-

gen des § 60 Abs. 1 AufenthG nicht vorliegen, verneinte das Vorliegen von 

Abschiebungsverboten nach § 60 Abs. 2 - 7 AufenthG und drohte den Klägern

und ihrer Mutter die Abschiebung in den Irak an. In den anschließenden Kla-

geverfahren verpflichtete das Verwaltungsgericht Stuttgart die Beklagte mit 

Urteil vom 04.07.2012 festzustellen, dass für die Mutter (frühere Klägerin 

zu 1) eine Abschiebungshindernis nach § 60 Abs. 7 S. 1 AufenthG und für die 

Kläger ein Abschiebungshindernis nach § 60 Abs. 5 AufenthG i.V.m. Art. 8

EMRK jeweils hinsichtlich des Irak besteht. Im Übrigen hat es die Klagen ab-

gewiesen. 



- 3 -

Zur Begründung für die Klagestattgabe hat das Verwaltungsgericht im We-

sentlichen Folgendes ausgeführt: Der Mutter stehe ein Abschiebungshinder-

nis nach § 60 Abs. 7 S. 1 AufenthG zu. Eine erhebliche konkrete Gefahr i.S.d. 

Vorschrift könne auch dann vorliegen, wenn die im Zielstaat drohende Beein-

trächtigung in der Verschlimmerung einer Krankheit bestehe, unter der der 

Ausländer bereits in der Bundesrepublik Deutschland leide. Erheblich sei die 

Gefahr dann, wenn sich der Gesundheitszustand wesentlich oder gar lebens-

bedrohlich verändern würde, und konkret, wenn der Asylbewerber alsbald 

nach seiner Rückkehr in den Abschiebestaat in diese Lage käme, weil er auf 

die dortigen unzureichenden Möglichkeiten der Behandlung seines Leidens 

angewiesen wäre und auch anderswo wirksame Hilfe nicht in Anspruch neh-

men könne. Im vorliegenden Fall sei davon auszugehen, dass eine konse-

quente Einstellung aller kardiovaskulären Risikofaktoren für die Mutter im Irak 

nicht möglich sei, und sie die Behandlung im Übrigen auch nicht bezahlen 

könne. Ihre beiden minderjährigen Kinder - die Kläger - hätten deshalb An-

spruch auf Feststellung eines Abschiebungshindernisses nach § 60 Abs. 5

AufenthG i.V.m. Art. 8 EMRK. 

Auf Antrag der Beklagten hat der Senat mit Beschluss vom 01.10.2012 hin-

sichtlich der Kläger (frühere Kläger zu 2 und 3) die Berufung zugelassen, so-

weit der Klage stattgegeben wurde. 

Zur Begründung der Berufung macht die Beklagte im Wesentlichen Folgendes 

geltend: Vollstreckungshindernisse - wie der hier von den Klägern geltend 

gemachte Anspruch auf Achtung des Familienlebens im Bundesgebiet nach 

Art. 8 EMRK - seien nicht vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge im 

Asylverfahren, sondern von den für den Vollzug der Abschiebung zuständigen 

Ausländerbehörden zu berücksichtigen. Ein Anspruch der Kläger aus § 60

Abs. 5 AufenthG bestehe danach nicht, da der Anspruch allein zielstaatsbe-

zogene Abschiebungshindernisse umfasse. Die Kläger hätten darüber hinaus 

auch keinen Anspruch aus § 60 Abs. 7 S. 1 AufenthG. Der in diesem Zusam-

menhang erfolgte Vortrag, im Falle eines Aufenthalts im Irak könnten sie ohne 

die Mutter das nötige Auskommen nicht sicherstellen, sei ebenfalls kein ziel-

staatsbezogener Vortrag; auch diese mittelbar trennungsbedingte Gefähr-
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dungslage sei nicht vom Bundesamt, sondern von der zuständigen Auslän-

derbehörde zu berücksichtigen. 

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Verwaltungsgerichts Stuttgart vom 04.07.2012
- A 2 K 3665/11 - zu ändern, soweit den Klagen der Kläger (frühere 
Kläger zu 2 und 3) stattgegeben wurde, und die Klagen insgesamt ab-
zuweisen.

Die Kläger beantragen,

die Berufung zurückzuweisen.

Zur Begründung tragen sie vor, das Urteil des Verwaltungsgerichts sei 

- unabhängig von der Frage, ob § 60 Abs. 5 AufenthG einschlägig sei - im Er-

gebnis richtig. Betrachte man die Kläger isoliert von der Mutter, so ergebe 

sich für diese jeweils ein eigenständiges zielstaatsbezogenes Abschiebungs-

verbot nach § 60 Abs. 7 S. 1 AufenthG. Die minderjährigen Kläger wären iso-

liert betrachtet bei einer Rückkehr ins Heimatland nicht in der Lage, sich den 

Lebensunterhalt bzw. das Existenzminimum zu sichern, und auch entspre-

chende öffentliche Hilfsmaßnahmen stünden nicht zur Verfügung. 

Dem Senat liegen die einschlägigen Akten des Verwaltungsgerichts und der 

Beklagten vor. Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstands 

wird hierauf und auf die gewechselten Schriftsätze verwiesen.

Entscheidungsgründe

Der Senat entscheidet mit Einverständnis der Beteiligten ohne mündliche 

Verhandlung (§§ 125 Abs. 1, 101 Abs. 2 VwGO). 

Die Berufung der Beklagten ist begründet. Das Verwaltungsgericht hat den 

Klagen der Kläger zu Unrecht teilweise stattgegeben. Die Kläger haben kei-

nen Anspruch auf Feststellung eines Abschiebungsverbots nach § 60 Abs. 5

oder Abs. 7 S. 1 AufenthG in Bezug auf den Irak (§ 113 Abs. 5 S. 1 VwGO). 
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1. Streitgegenstand des Berufungsverfahrens ist nur noch die Verpflichtung 

der Beklagten zur Feststellung eines Abschiebungsverbots nach § 60 Abs. 5

und Abs. 7 S. 1 AufenthG in Bezug auf den Irak. Rechtskräftig abgewiesen ist 

die Klage, soweit mit ihr die Gewährung von Asyl nach Art. 16 a GG und die 

Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft nach § 60 Abs. 1 AufenthG begehrt 

worden ist. Gleiches gilt für die von den Klägern ursprünglich geltend ge-

machten Abschiebungsverbote des § 60 Abs. 2, 3 und 7 S. 2 AufenthG. Diese 

bilden einen eigenständigen, vorrangig vor den sonstigen herkunftslandbe-

zogenen ausländerrechtlichen Abschiebungsverboten zu prüfenden Streitge-

genstand (vgl. BVerwG, Urt. v. 24.06.2008 - 10 C 43.07 - BVerwGE 131, 198). 

Folglich unterliegt der Beurteilung des Senats allein noch der hilfsweise von 

den Klägern geltend gemachte Anspruch auf die Gewährung nationalen aus-

länderrechtlichen Abschiebungsschutzes, der einmal auf § 60 Abs. 5          

AufenthG und zum anderen auf § 60 Abs. 7 S. 1 AufenthG gestützt werden 

kann. Bei diesen nationalen ausländerrechtlichen Abschiebungsverboten 

handelt es sich - bezogen auf den jeweiligen Abschiebezielstaat - um einen 

einheitlichen, nicht weiter teilbaren Streitgegenstand (BVerwG, Urt. v. 

24.06.2008, aaO). 

2. Das Verwaltungsgericht hat zu Unrecht angenommen, dass die minderjäh-

rigen Kläger Anspruch auf Feststellung eines Abschiebungsverbots nach § 60

Abs. 5 AufenthG i.V.m. Art. 8 EMRK haben. § 60 Abs. 5 AufenthG verweist 

auf die Europäische Konvention zum Schutze der Menschenrechte und 

Grundfreiheiten lediglich insoweit, als sich daraus Abschiebungsverbote er-

geben, die in Gefahren begründet liegen, welche dem Ausländer im Zielstaat 

der Abschiebung drohen (sog. zielstaatsbezogene Abschiebungsverbote). 

Konsequenterweise kann das Bundesamt im verwaltungsgerichtlichen Asyl-

rechtsstreit auch nur im Hinblick auf zielstaatsbezogene Abschiebungsverbote 

zur Feststellung verpflichtet werden (vgl. BVerwG, Urt. v. 11.11.1997 - 9 C 

13.96 - BVerwGE 105, 322 zur Vorgängervorschrift des § 53 Abs. 4 AuslG). 

Die Ausländerbehörde bleibt demgegenüber für die Durchführung der Ab-

schiebung und dabei auch für die Entscheidung über alle inlandsbezogenen 

und sonstigen tatsächlichen Vollstreckungshindernisse zuständig. Zu den 
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ausschließlich von der Ausländerbehörde zu prüfenden Vollstreckungshinder-

nissen zählen beispielsweise fehlende Ausweise oder Ersatzpapiere, krank-

heitsbedingte Reiseunfähigkeit, aber auch ein etwaiges Verbot, durch die Ab-

schiebung eine mit Art. 6 GG nicht vereinbare Trennung von Familienmitglie-

dern zu bewirken (vgl. zuletzt BVerwG, Beschl. v. 10.10.2012 - 10 B 39.12 -

Juris). Der Schutz des Familienlebens im Bundesgebiet nach Art. 8 EMRK 

begründet deshalb kein Abschiebungsverbot, das im Asylverfahren berück-

sichtigungsfähig ist. Vielmehr können sich aus der Abschiebung ergebende 

Folgen für eine tatsächlich bestehende familiäre Beziehung grundsätzlich nur 

von den Ausländerbehörden durch Zuerkennung eines entsprechenden auf-

enthaltsrechtlichen Status berücksichtigt werden (vgl. BVerwG, Beschl. v. 

06.06.2007 - 10 B 65.07 - Juris; vgl. auch Hailbronner, AuslR, § 60 AufenthG, 

RdNr. 146). Deshalb kann - entgegen der Auffassung des Verwaltungsge-

richts - der Anspruch der minderjährigen Kläger auf Schutz des Familienle-

bens im Bundesgebiet nach Art. 8 EMRK, den sie auf die Erkrankung ihrer 

Mutter und das sich daraus für diese ergebende Abschiebungsverbot nach 

§ 60 Abs. 7 S. 1 AufenthG stützen, nicht im Rahmen des Asylverfahrens mit 

Erfolg geltend gemacht werden. Etwaige durch Art. 8 EMRK geschützte Bin-

dungen der Kläger im Bundesgebiet sind allein von der Ausländerbehörde im 

aufenthaltsrechtlichen Verfahren zu prüfen (vgl. etwa BVerwG, Urt. v. 

27.06.2006 - 1 C 14.05 - BVerwGE 126, 192). 

3. Auch die Voraussetzungen für die Feststellung eines Abschiebungsverbots 

nach § 60 Abs. 7 S. 1 AufenthG zugunsten der Kläger liegen nicht vor. Die 

Kläger berufen sich in diesem Zusammenhang sinngemäß darauf, dass sie für 

den Fall ihrer alleinigen Rückkehr in den Irak ihr Existenzminimum nicht si-

chern könnten und sie deshalb dort keine Überlebenschance hätten. Die da-

nach geltend gemachte extreme allgemeine Gefahrenlage für die Kläger im 

Falle einer alleinigen Rückkehr in den Irak kann jedoch ebenfalls keinen An-

spruch gegenüber dem Bundesamt - hier nach § 60 Abs. 7 S. 1 AufenthG -

begründen. Denn die Existenzgefährdung der Kläger im Zielstaat ist lediglich 

weitere (mittelbare) Folge des Eingriffs, gegen den sich die Kläger in erster 

Linie wenden, nämlich von ihrer Mutter getrennt zu werden. Die vorrangig zu 

prüfende Frage, ob die mit einer Durchführung der Abschiebung einherge-
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hende Trennung der Kläger von ihrer Mutter zulässig ist, ist aber ausschließ-

lich von der Ausländerbehörde im Rahmen der ihr obliegenden Prüfung etwa-

iger Vollstreckungshindernisse zu entscheiden; diese hat im Rahmen dieser 

Prüfung die Folgen der Trennung umfassend zu berücksichtigen (vgl. 

BVerwG, Urt. v. 21.09.1999 - 9 C 12.99 - BVerwGE 109, 305; Urt. v. 

23.05.2000 - 9 C 2.00 - Juris). 

Die Kostenentscheidung folgt aus §§ 154 Abs. 1, 159 S. 1 VwGO und § 83b

AsylVfG. 

Die Revision ist nicht zuzulassen, da keine der Voraussetzungen des § 132 

Abs. 2 VwGO vorliegt. 

Rechtsmittelbelehrung

Die Nichtzulassung der Revision kann durch Beschwerde angefochten wer-

den.

Die Beschwerde ist beim Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg, Schu-

bertstraße 11, 68165 Mannheim oder Postfach 10 32 64, 68032 Mannheim, 

innerhalb eines Monats nach Zustellung dieses Urteils einzulegen und inner-

halb von zwei Monaten nach Zustellung dieses Urteils zu begründen.

Die Beschwerde muss das angefochtene Urteil bezeichnen.

In der Begründung der Beschwerde muss die grundsätzliche Bedeutung der 

Rechtssache dargelegt oder die Entscheidung, von der das Urteil abweicht, 

oder der Verfahrensmangel bezeichnet werden.

Für das Beschwerdeverfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht müssen 

sich die Beteiligten, außer in Prozesskostenhilfeverfahren, durch Prozessbe-

vollmächtigte vertreten lassen. Dies gilt auch für Prozesshandlungen, durch 

die ein Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht eingeleitet wird. Als Be-
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vollmächtigte sind nur Rechtsanwälte oder Rechtslehrer an einer staatlichen 

oder staatlich anerkannten Hochschule eines Mitgliedstaats der Europäischen 

Union, eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäi-

schen Wirtschaftsraum oder der Schweiz, die die Befähigung zum Richteramt 

besitzen, zugelassen. Behörden und juristische Personen des öffentlichen 

Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben 

gebildeten Zusammenschlüsse können sich durch eigene Beschäftigte mit 

Befähigung zum Richteramt oder durch Beschäftigte mit Befähigung zum 

Richteramt anderer Behörden oder juristischer Personen des öffentlichen 

Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben 

gebildeten Zusammenschlüsse vertreten lassen. 

Vor dem Bundesverwaltungsgericht sind auch die in § 67 Abs. 2 Satz 2 Nr. 5

VwGO bezeichneten Organisationen einschließlich der von ihnen gebildeten 

juristischen Personen gemäß § 67 Abs. 2 Satz 2 Nr. 7 VwGO als Bevollmäch-

tigte zugelassen, jedoch nur in Angelegenheiten, die Rechtsverhältnisse im 

Sinne des § 52 Nr. 4 VwGO betreffen, in Personalvertretungsangelegenheiten 

und in Angelegenheiten, die in einem Zusammenhang mit einem gegenwärti-

gen oder früheren Arbeitsverhältnis von Arbeitnehmern im Sinne des § 5 des 

Arbeitsgerichtsgesetzes stehen, einschließlich Prüfungsangelegenheiten. Die 

in § 67 Abs. 4 Satz 5 VwGO genannten Bevollmächtigten müssen durch Per-

sonen mit der Befähigung zum Richteramt handeln. Ein Beteiligter, der nach 

Maßgabe des § 67 Abs. 4 Sätze 3, 5 und 7 VwGO zur Vertretung berechtigt 

ist, kann sich selbst vertreten.

Rieger Morlock Dr. Haller


